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Wirtschaftsrecht 

 
Hotelgast haftet für Wasserschaden 
Das OLG Düsseldorf hat entschieden, dass ein Hotelgast, der einen Kleiderbügel an 
einem Sprinklerkopf in seinem Hotelzimmer aufhängt und dadurch einen Wasser-
schaden verursacht, grob fahrlässig handelt und für den entstandenen Schaden haf-
tet. Dies gilt auch dann, wenn der Hotelbetreiber keine Schutzvorrichtungen oder 
Warnhinweise am Sprinklerkopf angebracht hat 
 
Ein Hotelgast hängte an die Sprinkleranlage, die an der Decke des Hotelzimmers 
angebracht ist, einen Kleiderbügel auf. Beim An- oder Abhängen des Bügels riss der 
Sprinklerkopf ab und die Sprinkleranlage wurde ausgelöst. Wasser in einem Umfang 
von mehreren tausend Litern trat aus und zerstörte das Zimmer. 
 
Das OLG sprach dem Gebäudeversicherer des Hotels einen Schadensersatzan-
spruch gegen den Hotelgast zu. Er hat durch sein Verhalten den Schaden grob fahr-
lässig verschuldet. Grob fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
in besonders schwerem Maße außer Acht lässt, also wenn der Schädiger das, was 
im gegebenen Falle jedem einleuchten musste, nicht beachtet.  
 
Das Gericht war der Ansicht, dass es jedem einleuchten sollte, dass an einem 
Sprinklerkopf kein Kleiderbügel aufgehängt werden darf. Das gilt unabhängig von 
dem vergleichsweise geringen Gewicht eines Kleiderbügels. Bereits das Berühren 
des Sprinklerkopfes ist mit der Gefahr verbunden, den Kopf zu beschädigen. Hinzu 
kommt, dass der Sprinklerkopf an der Zimmerdecke, mithin außerhalb der üblichen 
Reichweite für Gäste bei der Benutzung eines Hotelzimmers, befestigt ist. Damit 
verlangt das Anbringen eines Kleiderbügels einige Anstrengungen, die „über Kopf“ 
erforderlichen Bewegungen beim Auf- oder Abhängen des Bügels sind regelmäßig 
nicht so kontrolliert und gesteuert, wie es bei Kleiderbügel, der an der Wand ange-
bracht ist, der Fall ist. Dass vergleichsweise schwer steuerbare Bewegungen beim 
Auf- oder Abhängen eines Kleiderbügels an einem Sprinklerkopf leicht die Gefahr 
einer Beschädigung bergen, muss ebenfalls jedermann einleuchten. 
 
OLG Düsseldorf, Urteil vom 15. Oktober 2026, 10 U 8/26 
 

Gesellschaftsrecht 
 

BGH erleichtert Beschlussfassungen ohne Gesellschafterversammlung 
Der BGH hat die Möglichkeiten für flexible Beschlussfassungen in einer GmbH er-
weitert. Erlaubt der Gesellschaftsvertrag eine telefonische Abstimmung und den Ver-
zicht auf eine Gesellschafterversammlung, kann dies im Zweifel auch eine mündli-
che Zustimmung oder eine Zustimmung durch schlüssiges Verhalten umfassen. 
Eine förmliche schriftliche Erklärung ist dann nicht zwingend erforderlich. 
 
Im entschiedenen Fall ging es um die Zustimmung zur Belastung eines Grundstücks 
mit einer Grundschuld. Der BGH stellte jedoch noch nicht abschließend fest, ob tat-
sächlich ein wirksamer Gesellschafterbeschluss vorlag. Das muss das Berufungs-
gericht anhand der konkreten Umstände prüfen. Entscheidend ist insbesondere, ob 
das Verhalten der Gesellschafter aus objektiver Sicht als Zustimmung verstanden 
werden durfte. 
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Für die Praxis bedeutet dies: Gesellschaftsverträge können Beschlussfassungen au-
ßerhalb einer Versammlung erleichtern. Je weniger formell das Verfahren ist, desto 
wichtiger sind jedoch klare Regelungen und eine nachvollziehbare Dokumentation. 
Unternehmen sollten daher auch mündliche oder konkludente Zustimmungen mög-
lichst zeitnah schriftlich festhalten, um spätere Streitigkeiten zu vermeiden. 
 
BGH, Urteil vom 16. Juni 2026, II ZR 13/25 
 

Onlinerecht und Gewerblicher Rechtsschutz 

 
30-Tage-Bestpreis 
Bei einer Preisermäßigung für eine Ware ist nach § 11 PAngV der niedrigste Ge-
samtpreis anzugeben, den der Händler innerhalb der letzten 30 Tage vor Anwen-
dung der Preisermäßigung gegenüber Verbrauchern angewendet hat. Das gilt auch 
bei der Werbung mit durchgestrichenen Preisen. 
 
Die Beklagte vertreibt über einen Onlineshop Sanitärartikel und Einrichtungsgegen-
stände für Bad und Küche. Auf der Produktseite eines Badezimmerspiegels wurde 
ein Preis von 427,58 € unter einem durchgestrichenen Preis von 952 € dargestellt. 
Ergänzt wurde die Darstellung durch die Angaben „55 % SOFORT SPAREN“ und 
„Ersparnis 524,42 €“. Der durchgestrichene Preis war lediglich über eine Fußnote 
als „Unverbindliche Preisangabe der Hersteller“ erläutert. Zwei Wochen zuvor hatte 
die Beklagte denselben Spiegel bereits für 393,98 € angeboten, durchgestrichen 
waren die Preise 952 € und 427,58 €. Die Beklagte war der Ansicht, dass durch die 
Fußnote klar wird, dass es sich nicht um eine Preisermäßigung handele, sondern 
um die Bezugnahme auf eine unverbindliche Preisempfehlung (UVP). 
 
Das LG Düsseldorf gab der Unterlassungsklage eines qualifizierten Wirtschaftsver-
bandes Recht. Es lag ein Verstoß gegen § 11 PAngV vor.  
 
Die Gestaltung mit den durchgestrichenen Preisen sowie den Hinweisen „55 % SO-
FORT SPAREN“ und „Ersparnis“ erweckt bei einem Durchschnittsverbraucher den 
Eindruck, die Beklagte habe eine Preissenkung vorgenommen. Der Hinweis in der 
Fußnote, dass es sich lediglich um eine unverbindliche Preisangabe handelt, ent-
kräftet diesen Eindruck nach Ansicht des LG im vorliegenden Fall nicht.  
 
LG Düsseldorf, Urteil vom 17. Juli 2026, 38 O 219/25 
 

Aktuelle Gesetzesvorhaben 

 
Gesetz zur Modernisierung des Produkthaftungsrechts 
Der Bundestag hat am 8. Oktober 2026 den Regierungsentwurf für ein Gesetz zur 
Modernisierung des Produkthaftungsrechts in der überarbeiteten Ausschussfas-
sung, die nun auch den Kernforderungen der DIHK in Bezug auf die Einführung ei-
nes in-camera-Verfahrens zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen Rechnung trägt, 
angenommen. Das Gesetz soll am 9. Dezember 2026 in Kraft treten und dient der 
Umsetzung der europäischen Produkthaftungsrichtlinie (EU) 2024/2853. Damit wird 
das deutsche Produkthaftungsrecht zum ersten Mal seit 1989 umfassend reformiert.  
 
  

https://dserver.bundestag.de/btd/21/042/2104297.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/042/2104297.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/084/2108429.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/084/2108429.pdf
https://www.dihk.de/de/newsroom/dihk-zur-modernisierung-des-produkthaftungsrechts-176300
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202402853
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Wesentliche Neuerungen sind: 

• Ausweitung der Produkthaftung auf Software: Software wird als Produkt 
in die Produkthaftung einbezogen. Hiervon werden auch KI-Systeme umfasst. 
Hersteller bleiben haftbar, wenn sie auch nach dem Inverkehrbringen Kon-
trolle über das Produkt ausüben – etwa durch Software-Updates oder -Up-
grades. Von der Produkthaftung ausgenommen bleibt Open-Source-Soft-
ware, sofern sie außerhalb einer Geschäftstätigkeit entwickelt oder bereitge-
stellt wird. 

• Produkthaftung für digitale Konstruktionsunterlagen: Digitale Versionen 
oder digitale Vorlagen einer beweglichen Sache, die die funktionalen Infor-
mationen enthalten, die zur Herstellung der Sache erforderlich sind, weil sie 
die automatische Steuerung von Maschinen oder Werkzeugen ermöglichen 
(digitale Konstruktionsunterlagen), fallen außerdem unter die neue „Produkt“-
Definition. 

• Produkthaftung in der Kreislaufwirtschaft: Wird ein Produkt nach seinem 
Inverkehrbringen so umgestaltet, dass es wesentlich geändert wird (etwa 
durch „Upcycling“), soll der umgestaltende Hersteller künftig als Hersteller 
haften. 

• Erweiterung der Anspruchsgegner: Importeure, Beauftragte, Fulfilment-
Dienstleister oder Online-Plattformen können gesamtschuldnerisch neben 
dem Hersteller haften, sofern kein Akteur vor ihnen aus der Lieferkette einen 
Sitz innerhalb der Europäischen Union hat. 

• Offenlegung von Beweismitteln: Verbrauchern soll der Zugang zu relevan-
ten Beweismitteln erleichtert werden. Unternehmen müssen auf Anordnung 
des Gerichts relevante Beweismittel offenlegen, wenn ein Schadensersatz-
anspruch plausibel erscheint. Weigert sich das Unternehmen dieser Pflicht 
nachzukommen, wird die Fehlerhaftigkeit des Produkts vermutet. Für Unter-
nehmen bedeutet das, dass sie Erkenntnisse aus der Produktentwicklung und 
-beobachtung entsprechend dokumentieren und der klägerischen Seite zur 
Verfügung stellen müssen - sofern sie den Prozess denn nicht verlieren 
möchten. 

• Abschaffung der Selbstbeteiligung von Verbrauchern bei Sachschäden 
in Höhe von 500 EUR und des Haftungshöchstbetrags von 85 Millionen 
EUR. 

Die DIHK hat das Gesetzgebungsverfahren von Anfang an im Rahmen der Interes-
senvertretung, medial sowie durch ihre offiziellen Stellungnahmen und im Rahmen 
der Sachverständigenanhörung im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 
begleitet.  
 

Sonst noch was…? 

 
So wappnen Sie sich gegen KI-verstärkte Cyberangriffe 
Künstliche Intelligenz (KI) kann Prozesse erheblich verbessern – das gilt leider auch 
für kriminelle Machenschaften. Was kleine Betriebe wissen und tun sollten, um sich 
vor KI-verstärkten Cyberangriffen zu schützen, haben die DIHK und Partner in einem 
informativen Flyer zusammengefasst. Den Flyer finden Sie hier. 

https://www.dihk.de/de/newsroom/achtung-haftung-was-die-reform-des-produkthaftungsrechts-fuer-unternehmen-bedeutet-176194
https://www.dihk.de/resource/blob/176310/1ce2ed2c1a9e38b796f9e43559350d8f/dihk-stellungnahme-produkthaftung-regierungsentwurf-2026-data.pdf
https://www.bundestag.de/ausschuesse/recht-verbraucherschutz/sitzungen/1156420-1156420
https://www.dihk.de/de/serviceportal/fuer-gewerbetreibende-unternehmer/so-wappnen-sie-sich-gegen-ki-verstaerkte-cyberangriffe-186026
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Die Vollversammlungswahl 2027-2032 naht! 
Wer über die Wahl der Vollversammlung auf dem Laufenden bleiben will, kann hier 
unseren Newsletter abonnieren. Er informiert kurz und prägnant darüber, was in der 
jeweiligen Wahlphase passiert. Interessiert? Abonnieren Sie ihn unter der Kennzahl 
662 unter www.saarland.ihk.de. 
 
 

Arbeitsrecht: Elternzeit nach Auszug aus dem gemeinsamen Haushalt? 
Es hat keinen Einfluss auf den Beginn einer zuvor verlangten Elternzeit, wenn ein 
Arbeitnehmer aus dem gemeinsamen Haushalt auszieht. Das hat das BAG entschie-
den. Mehr dazu in unseren Newsletter Arbeitsrecht. Abonnieren können Sie diesen 
unter der Kennzahl 2071.  
 
 
Datenschutz: Herausgabe der Kopie eines Compliance-Berichts 
Art. 15 Abs. 3 DSGVO gewährt grundsätzlich keinen eigenständigen Anspruch ge-
gen den Verantwortlichen auf Zurverfügungstellung eines vollständigen Dokuments, 
sondern nur auf die in ihm enthaltenen personenbezogenen Daten. Mehr dazu in 
unserem aktuellen Newsletter Datenschutz.  
  

https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=F8B1B1C953C14977729416DF35B2A499&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=662
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=F8B1B1C953C14977729416DF35B2A499&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=662
http://www.saarland.ihk.de/
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=75B781A75FBC33767D8937DD44DBEC24&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=2071
https://www.saarland.ihk.de/artikel/newsletter-datenschutz
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Veranstaltungen 
 

Inklusionsbeauftragter - Ein Versäumnis mit teuren Folgen. Eine Maßnahme 
mit maximaler Wirkung 
Mittwoch, 4. November 2026, 17.00 – 19.00 Uhr, IHK Saarland 
Schon ein einziger schwerbehinderter Mitarbeiter verpflichtet Sie zur Bestellung ei-
nes Inklusionsbeauftragten nach § 181 SGB IX. Was viele Arbeitgeber nicht wissen: 
Fehlt diese zentrale Funktion, öffnen Sie Tür und Tor für AGG-Klagen und riskieren 
zusätzlich eine Ordnungswidrigkeit zu begehen. 
 
Die gute Nachricht: Die Lösung ist einfach, klar und sofort umsetzbar. Mit der kor-
rekten Bestellung eines Inklusionsbeauftragten schaffen Sie nicht nur Rechtssicher-
heit, sondern schließen eine der gefährlichsten Haftungslücken im Personalbereich 
– effektiv und nachhaltig. 
 
Unser Referent, Rechtsanwalt Eric Schulien, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Eric 
Schulien GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft, Saarbrücken, erklärt: 

• warum bereits kleinste Versäumnisse gravierende Folgen haben können 

• weshalb Gerichte genau hier besonders genau hinschauen 

• und vor allem: wie Sie mit einem einzigen Schritt Ihr Risiko drastisch re-
duzieren 

Anmeldungen bis zum 3. November 2026 per Mail an veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder hier. 
 
 

Digitale Buchhaltung und E-Rechnung – Pflichten, Fristen und praktische Um-
setzung, Webinar 
Donnerstag, 3. Dezember 2026, 16.00 – 17.00 Uhr 
Die Digitalisierung der Buchhaltung schreitet weiter voran. Gleichzeitig bringt die E-
Rechnung neue Anforderungen für Unternehmen und Selbstständige mit sich. Doch 
was gilt bereits heute, welche Fristen stehen bevor und wie lässt sich die Umstellung 
im betrieblichen Alltag sinnvoll vorbereiten? 
 
Das Webinar vermittelt einen verständlichen Überblick über die digitale Buchhaltung, 
die wesentlichen Anforderungen der GoBD sowie die aktuellen Regelungen zur E-
Rechnung. Dabei werden insbesondere die Übergangsfristen für 2027 und 2028 und 
die Besonderheiten für Kleinunternehmer erläutert. 
 
Praxisnahe Beispiele zeigen, wie digitale Belege und E-Rechnungen im Unterneh-
mensalltag verarbeitet werden können. Außerdem erhalten die Teilnehmenden eine 
Orientierung zu verschiedenen technischen Umsetzungsmöglichkeiten. 
 
Das Webinar richtet sich an Selbstständige, Gründende sowie kleine und mittlere 
Unternehmen, die ihre Buchhaltung digital organisieren und sich rechtzeitig auf die 
kommenden Anforderungen vorbereiten möchten. 
 
Anmeldungen bis zum 2. Dezember 2026 per Mail an veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder hier. 
   

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Inklusionsbeauftragter__Ein_Vers%C3%A4umnis_mit_teuren_Folgen._Eine_Ma%C3%9Fnahme_mit_maximaler_Wirkung-15-19430.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/veranstaltungen/digitale-buchhaltung-und-e-rechnung-pflichten-fr
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Die in dem Newsletter Recht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher Sorgfalt 
erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwischen-
zeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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